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1 9 .  Gesetz zur Änderung der „Zentral-KODA-Ordnung“ 
(ZAK-Ordnung-ÄnderungsG) 

 

Artikel 1 
Gremienbezeichnung 

Die „Zentrale Kommission“ gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 lit. a Zentral-KODA-
Ordnung in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des Verban-
des der Diözesen Deutschlands vom 18. November 2013 (KA 21/2014) 
erhält folgende neue Bezeichnung: „Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
(ZAK)“. 
 

Artikel 2 
Fortgeltung der Beschlüsse 

1Die bisherigen Beschlüsse und Empfehlungen der Zentralen Kommission 
bzw. der Zentral-KODA bleiben von den nachfolgenden Änderungen unbe-
rührt. 2Sie gelten nunmehr als Beschlüsse und Empfehlungen der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission bis zu einer anderslautenden Beschluss-
fassung durch diese fort. 
 

Artikel 3 
Fortgeltung der Zusammensetzung von Zentraler Kommission,  

Arbeitsrechtsausschuss, Vermittlungsausschuss und der übrigen 
Ausschüsse 

(1) Die nach der Zentral-KODA-Ordnung in der Fassung des Beschlusses 
der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 
18. November 2013 bestehende Zentrale Kommission setzt ihre Arbeit 
in zunächst unveränderter Zusammensetzung als Zentrale Arbeits-
rechtliche Kommission fort.  

(2) Arbeitsrechtsausschuss, Vermittlungsausschuss und sonstige beste-
hende Ausschüsse der Zentralen Kommission bzw. des Arbeitsrechts-
ausschusses setzen ihre Arbeit ebenfalls in zunächst unveränderter 
Zusammensetzung als Gremien der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission fort. 

(3) Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Änderungsgesetzes erfol-
gen Änderungen betreffend die Zusammensetzung der in den Absät-
zen 1 und 2 genannten Gremien nach den Regelungen der ZAK-
Ordnung zu Wahl, Bestellung und Benennung von Personen.  

 
  



34 
 
 

  

Artikel 4 
Änderung der „Zentral-KODA-Ordnung“ in „Ordnung der Zentralen  

Arbeitsrechtlichen Kommission (ZAK-Ordnung)“ 

Die „Zentral-KODA-Ordnung“, zuletzt geändert durch Beschluss der Vollver-
sammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 18. November 
2013 (KA 21/2014), wird nach Beratung und Beschlussfassung in der Voll-
versammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands am 22. November 
2022 wie folgt geändert: 
 
1. In der Präambel werden die Angabe „Artikel 7“ durch „Artikel 9“ ersetzt 

und die Wörter „im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ gestrichen.  
 
2. In § 1 wird die Überschrift „Aufgabe der Zentral-KODA und Geltungs-

bereich“ durch „Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission und Arbeits-
rechtsausschuss“ ersetzt. In § 1 wird der bisherige Satz zum Absatz 1 
und die Wörter „Zentral-KODA“ werden durch „Zentrale Arbeitsrechtli-
che Kommission (ZAK)“ ersetzt. Vor „Diözesen“ wird der Zusatz  
„(Erz-)“ eingefügt. 

Folgende Absätze 2 bis 4 werden angefügt:  

„(2)  Sie wird gebildet aus Vertretern/ Vertreterinnen der Arbeitsrecht-
lichen Kommissionen der (Erz-)Diözesen und der Arbeitsrechtli-
chen Kommission des Deutschen Caritasverbandes. 

(3)  1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission nimmt ihre Aufgaben 
als ständige Kommission wahr. 2Sie bedient sich zur Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben des Arbeitsrechtsausschusses (ARA). 

(4)  Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission und 
die Mitglieder des Arbeitsrechtsausschusses sind an geltende 
Kirchengesetze, insbesondere an die Grundordnung des kirchli-
chen Dienstes (Grundordnung) gebunden.“ 

 
3. Der bisherige § 2 entfällt.  
 
4. Der bisherige § 3 wird zu § 2 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 2 Aufgaben der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1)  Aufgabe der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist die 
Beschlussfassung von Rechtsnormen über Inhalt, Abschluss und 
Beendigung von Arbeitsverhältnissen mit kirchlichen Rechts-
trägern im Geltungsbereich der Grundordnung in folgenden Ange-
legenheiten: 
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1. Ausfüllung von Öffnungsklauseln in staatlichen Gesetzen, 

2. Fassung von Einbeziehungsabreden für Arbeitsverträge 
hinsichtlich der Loyalitätsobliegenheiten und Nebenpflichten 
gemäß der Grundordnung, 

3. kirchenspezifische Regelungen 

a) für die Befristung von Arbeitsverhältnissen, soweit 
nicht bereits von Nr. 1 erfasst, 

b) für den kirchlichen Arbeitszeitschutz, insbesondere 
für den liturgischen Dienst, 

c) für Mehrfacharbeitsverhältnisse bei verschiedenen 
Dienstgebern, 

d) für die Rechtsfolgen des Wechsels von einem Dienst-
geber zu einem anderen Dienstgeber. 

(2) 1Solange und soweit die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
von ihrer Regelungsbefugnis durch Beschlussfassung keinen 
Gebrauch gemacht hat oder macht, haben die anderen aufgrund 
Artikel 9 Grundordnung errichteten Kommissionen die Befugnis 
zur Beschlussfassung über Rechtsnormen. 2Deren Regelungen 
bleiben unangewendet, solange und soweit der Beschluss der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission Gültigkeit besitzt. 

(3)  Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission kann den anderen 
nach Artikel 9 Grundordnung gebildeten Kommissionen nach 
Maßgabe des § 3 Ziff. 8 Empfehlungen für die Beschlussfassung 
über Rechtsnormen geben.“ 

 
5. Der bisherige § 4 wird zu § 3 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 3 Aufgaben des Arbeitsrechtsausschusses 

Der Arbeitsrechtsausschuss hat im Bereich des Arbeitsrechts folgende 
Aufgaben: 

1. Informations- bzw. Meinungsaustausch zu allen Fragen 
und Auswirkungen des Arbeitsrechts,  

2. Koordinierung der Positionen, 

3. Beobachtung der arbeitsrechtlichen Entwicklungen  
(Monitoring), 

4. Erarbeitung von Beschlussvorschlägen für die Zentrale 
Arbeitsrechtliche Kommission, 
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5. Information und Beratung des Katholischen Büros in Berlin, 

6. Mitwirkung gemäß der Ordnung über das Zustande-
kommen von arbeitsrechtlichen Regelungen auf der Ebene 
der DBK auf dem Gebiet des Arbeitsrechts,  

7. Vorbereitung der Sitzungen der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission, 

8. Entscheidung über die Zuweisung von Empfehlungs-
materien an die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission.“ 

 
6. Der bisherige § 5 wird zu § 4 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 4 Zusammensetzung der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission  

(1)  1Der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission gehören jeweils 21 
Vertreter/ Vertreterinnen der Dienstgeber und der Dienstnehmer 
an. 2Zusätzlich zu den von den Arbeitsrechtlichen Kommissionen 
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 entsandten Vertretern/ 
Vertreterinnen der Dienstnehmer wird eine bestimmte Anzahl von 
Mitgliedern durch tariffähige Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerk-
schaften) entsandt. 3Das Nähere regelt § 5. 

(2)  1Für die (Erz-)Diözesen gehören der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission insgesamt 14 Vertreter/ Vertreterinnen der Dienst-
geber und 14 Vertreter/ Vertreterinnen der Dienstnehmer nach 
folgendem Schlüssel an:  

- Bayern mit den (Erz-)Diözesen Augsburg, Bamberg, 
Eichstätt, München-Freising, Passau, Regensburg, Würz-
burg  

3 Mitglieder 

- Nordrhein-Westfalen mit den (Erz-)Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster, Paderborn  

3 Mitglieder 

- Mittelraum mit den Diözesen Fulda, Limburg, Mainz, 
Speyer, Trier  

2 Mitglieder 

- Nord-Ost mit den (Erz-)Diözesen Hamburg, Hildesheim, 
Osnabrück, Berlin, Erfurt, Dresden-Meißen, Görlitz, 
Magdeburg, Offizialatsbezirk Oldenburg  

4 Mitglieder 
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- Süd-West mit den (Erz-)Diözesen Freiburg und Rotten-
burg-Stuttgart  

2 Mitglieder. 

2Die Vertreter/ Vertreterinnen der Dienstgeber werden von den 
Dienstgeber-vertretern/vertreterinnen der in den Regionen beste-
henden Kommissionen nach § 1 Abs. 2 aus ihrer Mitte gewählt, 
soweit in der jeweiligen Region nach Abs. 2 Satz 1 eine regionale 
Kommission besteht. 3In Regionen, in denen eine solche nicht 
besteht, bestellen die Generalvikare aller (Erz-)Diözesen der 
Region in gegenseitigem Einvernehmen die Vertreter/ Vertreter-
innen der Region aus dem Kreis der Dienstgebervertre-
ter/vertreterinnen der in der Region bestehenden Kommissionen 
nach § 1 Abs. 2. 4Die Vertreter/ Vertreterinnen der Dienstnehmer 
werden von Vertretern/ Vertreterinnen der Dienstnehmer in den in 
der Region bestehenden Kommissionen nach Artikel 9 Grund-
ordnung aus ihrer Mitte gewählt. 5Das Nähere wird in einer von 
den Bischöfen der jeweiligen Region zu erlassenden Wahlord-
nung geregelt. 

(3)  Die Dienstgeber- und die Dienstnehmerseite der Arbeitsrecht-
lichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes wählen aus 
ihrer Mitte jeweils sieben Vertreter/ Vertreterinnen. 

(4)  1Wird neben den gewählten Vertretern/ Vertreterinnen der Dienst-
nehmerseite auch eine bestimmte Anzahl von Gewerkschafts-
vertretern/ Gewerkschaftsvertreterinnen nach § 5 entsandt, ist die 
Dienstgeberseite durch eine identische Zahl von Vertretern/ 
Vertreterinnen zu erhöhen. 2Die entsprechenden Vertreter/ 
Vertreterinnen werden von der Dienstgeberseite des Arbeits-
rechtsausschusses benannt. 3Als Vertreter/ Vertreterinnen der 
Dienstgeberseite kann nicht berufen werden, wer aufgrund der 
Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) Mitglied der Mitarbeiter-
vertretung sein kann. 4Mit Ausscheiden eines Gewerkschafts-
vertreters/ einer Gewerkschaftsvertreterin scheidet auch eine/r 
dieser nach Satz 1 gewählten zusätzlichen Vertreter/ Vertreterin-
nen der Dienstgeberseite aus. 5Welche Person nach Satz 1 hier-
von betroffen ist, entscheidet das Los. 

(5) Die Mitgliedschaft des einzelnen Mitglieds in der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission endet mit Ablauf der Amtsperiode 
der entsprechenden Bistums-/ Regional-KODA bzw. der Arbeits-
rechtlichen Kommission des deutschen Caritasverbandes, mit 
Beendigung der Mitgliedschaft in dieser Kommission oder bei 
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vorzeitigem Ausscheiden aus der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission.  

(6)  Die Mitgliedschaft in der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
endet auch mit rechtskräftiger Entscheidung des Kirchlichen 
Arbeitsgerichts Köln, das die grobe Vernachlässigung oder 
Verletzung der Befugnisse und Pflichten als Mitglied der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission festgestellt hat. 

(7)  Wenn die Mitgliedschaft nach Absatz 5 oder 6 endet, erfolgen 
Bestellung und Wahl nach Maßgabe der Bestimmungen in den 
Absätzen 2 und 3. 

(8)  1Scheidet ein Dienstgebervertreter/ eine Dienstgebervertreterin 
oder ein Dienstnehmervertreter/ eine Dienstnehmervertreterin aus 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission aus, wird das 
Stimmrecht des ausscheidenden Mitglieds bis zur Bestellung bzw. 
Wahl eines Nachfolgers/ einer Nachfolgerin durch das nach 
Lebensjahren älteste anwesende Mitglied der jeweiligen Seite 
ausgeübt (gesetzliche Stimmrechtsübertragung). 2Scheiden 
mehrere Vertreter/ Vertreterinnen der jeweiligen Seite aus, so 
werden zunächst bis zu zwei Stimmen gesetzlich durch das nach 
Lebensjahren älteste Mitglied der jeweiligen Seite ausgeübt. 
3Weitere gesetzliche Stimmrechtsübertragungen werden durch 
die nächstältesten Mitglieder der jeweiligen Seite ausgeübt. 
4Dabei dürfen maximal zwei weitere Stimmen gesetzlich auf ein 
Mitglied übertragen werden. 5Die beiden Seiten legen zu Beginn 
der Sitzung dem/ der Vorsitzenden eine Liste der Personen vor, 
die die Stimmrechte nach Satz 1 bis 5 ausüben. 6§10 Abs. 3 S. 2 
und 3 finden in den Fällen des Absatz 8 Satz 1 bis 6 keine Anwen-
dung. 7Die Möglichkeit der gesetzlichen Stimmrechtsübertragung 
endet spätestens neun Monate nach dem Ausscheiden des 
Mitglieds aus der Kommission. 8Die Frist beginnt mit dem auf das 
Ausscheiden eines Mitglieds folgenden Tag. 9Die Möglichkeit der 
Ausübung eines nach § 10 Abs. 3 übertragenen Stimmrechts 
bleibt unberührt.“ 

 
7. Es wird folgender neuer § 5 eingefügt:  

„§ 5 Entsandte Vertreter/ Vertreterinnen der Gewerkschaften 

(1)  1Die in den Kommissionen nach § 4 Abs. 2 S. 3 bzw. § 4 Abs. 3 
vertretenen Gewerkschaften können insgesamt bis zu drei Vertre-
ter/ Vertreterinnen in die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
entsenden. 2Stichtag für die Benennung ist der 1. Juli alle vier 
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Jahre. 3Der erste Stichtag ist der 1. Juli 2023. 4Die Gewerk-
schaften teilen der Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission mit, ob, wie viele und welche Vertreter/ Vertre-
terinnen sie zu entsenden beabsichtigen. 5Die Kontaktdaten der 
Vertreter/ Vertreterinnen sind mitzuteilen. 

(2)  Benennt nur eine Gewerkschaft Vertreter/ Vertreterinnen für die 
Kommission, kann sie alle Sitze nach Absatz 1 beanspruchen. 

(3)  1Benennen mehrere Gewerkschaften Vertreter/ Vertreterinnen für 
die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission, einigen sich die 
mitwirkungsberechtigten und mitwirkungswilligen Gewerk-
schaften auf die zahlenmäßige Zusammensetzung der von der 
Gewerkschaft zu entsendenden Vertreter/ Vertreterinnen. 
2Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet der Sprecher/ 
die Sprecherin der Dienstnehmerseite nach § 7 Abs. 1 über die 
Verteilung der Plätze. 3Gegen die Entscheidung des Sprechers/ 
der Sprecherin der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist 
Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht Köln innerhalb einer 
Ausschlussfrist von zwei Wochen nach Bekanntgabe der 
Entscheidung zulässig. 4Die Frist beginnt nur zu laufen, wenn die 
Gewerkschaften über den Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem der 
Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist 
schriftlich belehrt worden sind. 5Das Kirchliche Arbeitsgericht ent-
scheidet insbesondere auf Grund der Mitgliederzahlen, die ihm 
gegenüber glaubhaft zu machen sind. 6Die Glaubhaftmachung der 
Mitgliederzahl kann insbesondere durch eine eidesstattliche 
Versicherung erfolgen, die ein Mitglied des Vertretungsorgans der 
Gewerkschaft vor einem Notar abgibt. 7Die endgültige Benennung 
aller Vertreter/ Vertreterinnen ist der Geschäftsführung 
unverzüglich gemeinsam von allen vertretenen Gewerkschaften 
mitzuteilen. 

(4)  Die entsandten Mitglieder müssen die Gewähr dafür bieten, dass 
sie das verfassungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der Kirche 
gem. Art. 140 Grundgesetz in Verbindung mit Art. 137 Abs. 3 der 
Weimarer Reichsverfassung zur Gestaltung der sozialen Ordnung 
ihres Dienstes achten und die Eigenart des kirchlichen Dienstes 
respektieren. 

(5)  Scheidet ein entsandtes Mitglied aus der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission aus oder wird es abberufen, entsendet die 
Gewerkschaft, die durch das Mitglied vertreten wurde, unverzüg-
lich ein neues Mitglied. 
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(6)  1Kündigt eine Gewerkschaft ihre Mitarbeit in der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission auf, einigen sich die verbleibenden 
mitwirkungsberechtigten und mitwirkungswilligen Gewerk-
schaften darüber, wer für den Rest der Amtszeit die Stelle des 
ausscheidenden Mitglieds übernehmen soll. 2Kommt keine Eini-
gung zustande, entscheidet der/ die Sprecher/ Sprecherin der 
Dienstnehmerseite, welcher verbleibenden Gewerkschaft, die 
einen Vertreter/ eine Vertreterin entsenden will, das Nachbeset-
zungsrecht zusteht. 3Gegen die Entscheidung des/ der Vorsitzen-
den der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist Klage beim 
Kirchlichen Arbeitsgericht Köln innerhalb einer Ausschlussfrist 
von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung zulässig. 
4Die Frist beginnt nur zu laufen, wenn die Gewerkschaft über den 
Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf anzubringen 
ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden 
ist. 

(7)  Kündigen alle Gewerkschaften ihre Mitarbeit in der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission, beginnt der Prozess nach Absatz 
1 zum nächsten Stichtag erneut. 

(8)  Eine Entsendung entfällt, wenn die Mitgliedschaft in der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission von keiner Gewerkschaft bean-
sprucht wird.“ 

 
8. § 6 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 6 Zusammensetzung des Arbeitsrechtsausschusses 

(1)  1Der Arbeitsrechtsausschuss besteht aus 24 stimmberechtigten 
Mitgliedern: Je sechs Vertretern/ Vertreterinnen der Dienstgeber 
und der Dienstnehmer jeweils aus dem Bereich der verfassten 
Kirche und dem Bereich der Caritas, darunter dem/ der Vorsitzen-
den und dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission. 2Die Vertreter/ Vertreterinnen 
werden von den jeweiligen Seiten aus ihrer Mitte gewählt. 3Es 
können nur Vertreter/ Vertreterinnen gewählt werden, die Mitglie-
der der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission sind. 

(2)  1Darüber hinaus gehören dem Arbeitsrechtsausschuss als nicht 
stimmberechtigte Mitglieder an: Je ein Vertreter/ eine Vertreterin 
des 

- Verbandes der Diözesen Deutschlands (VDD),  

- des Deutschen Caritasverbandes (DCV),  
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- der Deutschen Ordensobernkonferenz (DOK) und 

- des Katholischen Büros in Berlin. 

2Ferner gehören dem Arbeitsrechtsausschuss als nicht stimm-
berechtigte Mitglieder drei Vertreter/ Vertreterinnen der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Mitarbeiter-vertretungen (BAG-MAV) an. 
3Die in Satz 1 und 2 genannten Vertreter/ Vertreterinnen haben 
das Recht, Tagesordnungspunkte anzumelden. 

(3)  Scheidet ein stimmberechtigtes Mitglied des Arbeitsrechts-
ausschusses aus, findet bis zur Neuwahl § 4 Abs. 8 entspre-
chende Anwendung.“ 

 
9. § 7 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 7 Vorsitzende(r) und stellvertretende(r) Vorsitzende(r) 

(1)  1Der/ die Vorsitzende und der/ die stellvertretende Vorsitzende werden 
von der Gesamtheit der Kommissionsmitglieder in zweijährigem Wech-
sel gemeinsam geheim gewählt; dabei wird der/ die Vorsitzende 
einmal aus den Reihe der Dienstgebervertreter und das andere Mal 
aus der Reihe der Dienstnehmervertreter, der/ die stellvertretende 
Vorsitzende aus der jeweils anderen Seite gewählt. 2§ 10 Abs. 3 findet 
Anwendung. 3Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission auf sich vereinigt. 
4Kommt in zwei Wahlgängen die erforderliche Mehrheit nicht zustande, 
so ist gewählt, wer in einem weiteren Wahlgang die meisten Stimmen 
auf sich vereinigt. 5Bis zur Wahl des/ der Vorsitzenden und des/ der 
stellvertretenden Vorsitzenden leitet das nach Lebensjahren älteste 
anwesende Mitglied die Sitzung. 

(2)  Scheidet der/ die Vorsitzende oder der/ die stellvertretende Vorsit-
zende vorzeitig aus, findet für den Rest des Zwei-Jahres-Zeitraumes 
eine Nachwahl statt. 

(3)  1Der/ die Vorsitzende der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist 
zugleich Vorsitzender/ Vorsitzende des Arbeitsrechtsausschusses. 
2Der/ die stellvertretende Vorsitzende der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist zugleich stellvertretender Vorsitzender/ stellver-
tretende Vorsitzende des Arbeitsrechtsausschusses.“ 

 
10. Es wird folgender neuer § 8 eingefügt:  

„§ 8  Geschäftsführung 

(1)  Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission hat eine Geschäftsführung. 
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(2)  1Die Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
wird vom Verband der Diözesen Deutschlands bestellt. 2Im Verhin-
derungsfall der Geschäftsführung wird die Stellvertretung durch die 
Geschäftsstelle des Verbandes der Diözesen Deutschlands bestimmt. 

(3)  1Die Geschäftsführung nimmt die laufenden Geschäfte der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission und des Arbeitsrechtsausschusses 
wahr. 2In Zweifelsfällen ist ein Einvernehmen mit dem/ der jeweiligen 
Vorsitzenden und dem/ der jeweiligen stellvertretenden Vorsitzenden 
herzustellen. 3Kann ein Einvernehmen nicht hergestellt werden, 
entscheidet der/ die jeweilige Vorsitzende im Benehmen mit der 
Geschäftsführung. 4Das Nähere kann in Geschäftsordnungen geregelt 
werden.“ 

 
11. Der bisherige § 8 wird zu § 9 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 9 Rechtsstellung der Mitglieder  

(1)  1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission führen ihr 
Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 2Sie sind in ihrem Amt unabhängig 
und an keine Weisungen gebunden. 

(2)  1Für die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, die 
im kirchlichen Dienst beschäftigt sind, steht die Wahrnehmung von 
Aufgaben als Mitglied der Kommission der arbeitsvertraglich verein-
barten Tätigkeit gleich. 2Sie dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht 
behindert und aufgrund ihrer Tätigkeit weder benachteiligt noch 
begünstigt werden. 3Aus ihrer Tätigkeit dürfen ihnen keine beruflichen 
Nachteile erwachsen.“ 

 
12. Der bisherige § 11 wird zu § 10 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 10 Arbeitsweise der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1)  1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit dem/ der Vorsitzen-
den und dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden unter Angabe der 
Tagesordnung spätestens vier Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – 
vor der Sitzung ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet im Einverneh-
men mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden Vorsit-
zenden über die Eilbedürftigkeit. 3Der/ die Vorsitzende entscheidet 
über die Tagesordnung. 4Hat die Amtszeit des / der Vorsitzenden 
geendet, ohne dass bereits zu einer weiteren Sitzung eingeladen 
wurde, lädt die Geschäftsführung baldmöglichst zu einer Sitzung mit 
einer Tagesordnung ein, die zunächst nur die Wahlen vorsieht.  

(2)  Die Geschäftsführung lädt ein 
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a) zur jährlich stattfindenden Sitzung (reguläre Sitzung). Die 
Sitzung soll im 4. Quartal eines jeden Kalenderjahres stattfinden. 

b) aus einem der folgenden Gründe (außerordentliche Sitzung): 

- wenn der Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit von 
mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl seiner stimm-
berechtigten Mitglieder eine klärungsbedürftige Thematik 
in Form eines Antrags der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission vorlegt, 

- wenn eine nach Artikel 9 Grundordnung gebildete Kommis-
sion mit einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln der 
Gesamtzahl ihrer Mitglieder eine klärungsbedürftige 
Thematik in Form eines Antrags der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission vorlegt,  

- wenn Wahlen nach Maßgabe dieser Ordnung durchzufüh-
ren sind, 

- 1wenn eine Seite der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion einen Antrag auf Beschlussfassung gemäß § 2 Abs. 1 
stellt. 2Liegt ein Antrag vor, hat der Arbeitsrechtsausschuss 
zunächst sechs Monate ab Antragseingang bei der 
Geschäftsführung Zeit, sich mit dem Antrag zu befassen. 
3Der Arbeitsrechtsausschuss kann eine Stellungnahme zu 
dem Antrag abgeben. 4Nach Ablauf der Sechsmonatsfrist 
soll innerhalb von zwei Monaten eine Sitzung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission stattfinden, wenn nicht der 
Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit von mindestens 
drei Vierteln der Gesamtzahl seiner Mitglieder eine Weiter-
leitung des Antrags an die Zentrale Arbeitsrechtliche Kom-
mission ablehnt. 5Findet die nächste reguläre Sitzung 
innerhalb der nächsten zwei Monate nach Ablauf der 
Sechsmonatsfrist statt, ist von einer gesonderten Sitzung 
abzusehen. 

- wenn ein Diözesanbischof oder mehrere Diözesanbischöfe 
gegen einen Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission gemäß § 2 Abs. 1 Einspruch einlegt/ einlegen. 

(3)  1Ist ein Mitglied verhindert, an einer Sitzung teilzunehmen, so ist die 
Übertragung des Stimmrechtes auf ein anderes Mitglied derselben 
Seite zulässig. 2Ein Mitglied kann zusätzlich nicht mehr als ein übertra-
genes Stimmrecht ausüben. 3Die Übertragung des Stimmrechtes ist 
der Geschäftsführung in Textform nachzuweisen. 
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(4)  1Eine Sitzung kann nur stattfinden, wenn auf jeder Seite mindestens 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 2Unter den Anwesenden muss 
sich der/ die Vorsitzende und/ oder der/ die stellvertretende Vorsit-
zende befinden. 3Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 4Unbeschadet 
von Satz 3 ist die Information der nicht in der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission vertretenen Kommissionen und die Beratung mit 
diesen möglich. 5Im Einvernehmen zwischen dem/ der stellvertreten-
den Vorsitzenden und dem/ der Vorsitzenden können Sachverständige 
teilnehmen. 6Diese haben kein Stimmrecht. 

(5)  Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. 

(6)  Antragsberechtigt ist jedes Mitglied der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission; die Anträge müssen dem/ der Vorsitzenden über die 
Geschäftsführung in Textform mit Begründung vorgelegt werden. 

(7)  1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission fasst Beschlüsse mit einer 
Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder. 
2Auf Antrag eines Mitglieds findet eine Beschlussfassung in geheimer 
Abstimmung statt. 

(8)  1In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die eine mündliche Verhand-
lung entbehrlich ist, können Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission durch schriftliche Stimmabgabe herbeigeführt 
werden. 2Der/ die Vorsitzende entscheidet im Einvernehmen mit dem/ 
der stellvertretenden Vorsitzenden über die Einleitung dieses Verfah-
rens. 3Das Ergebnis der schriftlichen Stimmabgabe wird von der 
Geschäftsführung festgestellt und den Kommissionsmitgliedern 
schriftlich mitgeteilt. 

(9)  1Für die Bearbeitung ihrer Aufgaben kann die Zentrale Arbeitsrecht-
liche Kommission ständige oder zeitlich befristete Ausschüsse einset-
zen. 2Diese bereiten die Beschlüsse der Kommission vor. 

(10)  1Über die Sitzung ist ein Protokoll anzufertigen. 2Die Protokollführung 
soll grundsätzlich durch die Geschäftsführung erfolgen. 3Das Protokoll 
wird nach Abstimmung mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stell-
vertretenden Vorsitzenden von der Protokollführung unterzeichnet und 
unverzüglich den Mitgliedern der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission zugeleitet.“ 

 
13. Der bisherige § 12 wird zu § 11 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 11 Arbeitsweise des Arbeitsrechtsausschusses 
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(1)  1Der Arbeitsrechtsausschuss tritt bei Bedarf zusammen. 2Er tagt in der 
Regel drei Mal im Kalenderjahr. 3Der Bedarf wird von dem/ der Vorsit-
zenden im Einvernehmen mit dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden 
festgestellt. 4Der Arbeitsrechtsausschuss soll nicht in dem Quartal 
tagen, in dem die reguläre Sitzung der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission stattfindet. 

(2)  1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit dem/ der Vorsitzen-
den und dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden unter Angabe der 
Tagesordnung spätestens vier Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – 
vor der Sitzung ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet im Einverneh-
men mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden Vorsit-
zenden über die Eilbedürftigkeit. 3Der/ die Vorsitzende entscheidet 
über die Tagesordnung. 

(3)  1Für das Verfahren gelten § 10 Abs. 3 - 7 und 9 - 10 sinngemäß, mit 
der Maßgabe, dass Sitzungen des Arbeitsrechtsausschusses auch 
stattfinden und Beschlüsse gemäß § 3 gefasst werden können, wenn 
mindestens sechs Mitglieder der Dienstnehmer- und sechs Mitglieder 
der Dienstgebervertreter anwesend sind, darunter der/ die Vorsitzende 
und/ oder der/ die stellvertretende Vorsitzende. 2Die nicht stimm-
berechtigten Mitglieder nach § 6 Abs. 2 sind bei der Bestimmung der 
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit nicht zu berücksichtigen. 

(4)  Bei Stellungnahmen zu staatlichen Gesetzgebungsvorhaben, die das 
Arbeitsrecht betreffen, soll das Katholische Büro den Arbeitsrechts-
ausschuss angemessen beteiligen.“ 

 
14. Es wird folgender neuer § 12 eingefügt:  

„§ 12 Online- und Hybridversammlungen 

(1)  1Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, des Arbeits-
rechts-ausschusses und sonstiger Ausschüsse finden im Regelfall als 
Präsenzsitzungen statt. 2Sie können auch als Online-Versammlungen 
erfolgen. 

(2)  Der/ die Vorsitzende kann im Einvernehmen mit der/ dem stellvertre-
tenden Vorsitzenden und der Geschäftsführung bestimmen, dass 
Sitzungen als Online-Versammlungen in einem nur für die teilnahme-
berechtigten Personen zugänglichen Chat-Raum durchgeführt 
werden.  

(3)  1Wird zu einer Online-Versammlung eingeladen, erhalten die teilnah-
meberechtigten Personen zu diesem Zwecke rechtzeitig vor der 
Sitzung neben der Tagesordnung auch die Zugangsdaten. 2Sie 
verpflichten sich, die Legitimationsdaten keinem Dritten zugänglich zu 
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machen. 3Mit Einwahl zur Online-Versammlung gilt die teilnahme-
berechtigte Person als anwesend im Sinne des § 10 Abs. 4 Satz 1 und 
2. 

(4)  1Hybrid-Versammlungen sind nur in Ausnahmefällen zulässig. 2Es 
gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 

(5)  1Während der Online- oder Hybrid-Versammlung sind Abstimmungen 
und Wahlen grundsätzlich möglich, soweit entsprechende technische 
Möglichkeiten existieren. 2Die Abstimmungen und Wahlen erfolgen 
unter Wahrung der Vorgaben dieser Ordnung und der datenschutz-
rechtlichen Vorgaben (z.B. KDG) durch Nutzung geeigneter techni-
scher Mittel, wie beispielsweise Abstimmungssoftware. 

(6)  Im Übrigen sind die Vorschriften zu Präsenzversammlungen entspre-
chend zu berücksichtigen.“ 

 
15. § 13 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 13 Inkraftsetzung der Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission 

(1)  1Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, der den 
Erlass von Rechtsnormen gemäß § 2 Abs. 1 zum Gegenstand hat, wird 
nach Unterzeichnung durch den Vorsitzenden/ die Vorsitzende durch 
die Geschäftsführung den zuständigen Diözesanbischöfen zur Kennt-
nisnahme übermittelt. 2Auf die Einspruchsfrist nach Absatz 2 wird 
hingewiesen. 

(2)  Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, einen Beschluss in 
Kraft zu setzen, weil er offensichtlich gegen kirchenrechtliche Normen 
oder gegen Vorgaben der katholischen Glaubens- und Sittenlehre 
verstößt, so legt er innerhalb von sechs Wochen nach Zugang des 
Beschlusses beim Bischöflichen Ordinariat unter Angabe von Gründen 
Einspruch bei der Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission ein; dabei können Gegenvorschläge unterbreitet werden. 

(3) 1Wenn bis zum Ablauf der sechswöchigen Frist kein Einspruch erho-
ben worden ist, teilt die Geschäftsführung den Diözesanbischöfen mit, 
dass der Beschluss in den (Erz-) Diözesen in Kraft zu setzen und 
innerhalb einer Frist von zwei Monaten ab Zugang der Information in 
den Amtsblättern zu veröffentlichen ist. 2Hierüber informiert die 
Geschäftsführung zeitgleich den Deutschen Caritasverband. 

(4)  1Im Falle eines Einspruchs informiert die Geschäftsführung die Diöze-
sanbischöfe über den Einspruch. 2Die Angelegenheit wird von der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission innerhalb einer Frist von drei 



47 
 
 

  

Monaten ab dem Zeitpunkt der Information über den Einspruch an die 
Diözesanbischöfe erneut beraten. 3Fasst sie einen neuen Beschluss 
oder bestätigt sie ihren bisherigen Beschluss, so leitet die Geschäfts-
führung diesen allen Diözesanbischöfen zur Inkraftsetzung und dem 
Deutschen Caritasverband zur Kenntnis zu. 4Der Diözesanbischof 
setzt den Beschluss in Kraft und veröffentlicht ihn innerhalb einer Frist 
von zwei Monaten ab Zugang der Information im Amtsblatt. 

(5)  Kommt ein Beschluss nach Absatz 4 Satz 3 nicht zustande, so ist das 
Verfahren beendet. 

(6)  1Mit dem Ablauf der Inkraftsetzungsfrist des Abs. 3 bzw. des Abs. 4 
Satz 4 findet der Beschluss auch im Geltungsbereich der Arbeits-
vertragsrichtlinien des Deutschen Caritasverbandes Anwendung. 2Der 
Beschluss soll zusätzlich in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ 
veröffentlicht werden. 

(7)  Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, der 
Empfehlungen gemäß § 2 Abs. 3 zum Gegenstand hat, wird allen 
aufgrund Artikel 9 Grundordnung errichteten Kommissionen zur Bera-
tung zugeleitet. 

(8) 1Eine am 01.01.1998 bereits in Kraft befindliche Regelung in einer 
diözesanen Ordnung kann vorsehen, dass die Beschlüsse der Zentra-
len Arbeitsrechtlichen Kommission zusätzlich von einer diözesanen 
oder regionalen Kommission unter Wahrung der Frist nach Abs. 2 wort-
lautidentisch zu beschließen sind. 2Die Regelungen der Absätze 1 bis 
7 bleiben hiervon unberührt.“ 

 
16. § 14 wird wie folgt geändert:  

In Absatz 1 und Absatz 2 werden die Wörter „Zentralen Kommission“ 
jeweils durch „Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission“ ersetzt. In 
Absatz 2 werden die Wörter „Beisitzerinnen und Beisitzern“ jeweils 
durch „Beisitzern/ Beisitzerinnen“ ersetzt. Im Absatz 2 letzter Halbsatz 
werden die Wörter „Beisitzerinnen und Beisitzer“ durch „Beisitzer/ 
Beisitzerinnen“ ersetzt. Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen.  

 
17. § 15 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 15 Voraussetzungen für die Mitgliedschaft im Vermittlungs-
ausschuss 

(1)  1Die nach § 16 Abs. 1 zu wählenden Vorsitzenden des Vermittlungs-
ausschusses dürfen bei keinem kirchlichen Rechtsträger beschäftigt 
sein und keinem vertretungsberechtigten Leitungsorgan eines kirch-
lichen Rechtsträgers angehören. 2Sie sollen der katholischen Kirche 
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angehören und über fundierte Kenntnisse und Erfahrungen im Arbeits-
recht verfügen. 3Sie dürfen nicht in der Ausübung der allen Kirchen-
mitgliedern zustehenden Rechte behindert sein und müssen die 
Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit für das kirchliche Gemeinwohl 
eintreten. 4Für sie gelten die Vorgaben der Grundordnung entspre-
chend. 

(2)  Für Beisitzer/ Beisitzerinnen gelten Absatz 1 Satz 2 2. Halbsatz und 
Satz 4 entsprechend.“ 

 
18. § 16 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 16 Wahl und Amtsperiode des Vermittlungsausschusses 

(1)  1Beide Seiten schlagen je eine/n Kandidaten/in für den Vorsitz vor. 2Die 
Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission wählt nach einer Aussprache 
mit einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl ihrer 
Mitglieder die beiden Vorsitzenden gemeinsam in geheimer Wahl. 
3Kommt in den ersten beiden Wahlgängen diese Mehrheit nicht 
zustande, reicht im dritten Wahlgang die einfache Mehrheit der Stim-
men. 4Wird auch diese nicht erreicht, wählen die Vertreter/ Vertreterin-
nen der Dienstgeber und der Dienstnehmer getrennt je einen Vorsit-
zenden/ eine Vorsitzende mit mindestens der Mehrheit ihrer Stimmen. 
5Wählt eine Seite keinen Vorsitzenden/ keine Vorsitzende, ist nur der/ 
die andere Vorsitzender/ Vorsitzende des Vermittlungsausschusses. 

(2)  Jeder Beisitzer/ jede Beisitzerin hat für den Fall der Verhinderung 
einen Stellvertreter/ eine Stellvertreterin. 

(3)  Jeweils drei Beisitzer/ Beisitzerinnen und ihre Stellvertreter/ Stellver-
treterinnen werden von den Dienstgebervertretern/ Dienstgebervertre-
terinnen bzw. von den Dienstnehmervertretern/ Dienstnehmerver-
treterinnen in der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission benannt.  

(4)  Die Abwahl eines/ einer Vorsitzenden kann nach einer Aussprache 
geheim mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Gesamtzahl der 
Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission erfolgen. 

(5)  1Die Amtsperiode der Mitglieder beträgt vier Jahre. 2Bis zur Wahl eines 
neuen Vermittlungsausschusses nimmt der bestehende Vermittlungs-
ausschuss die Aufgaben wahr, jedoch nicht über die Dauer von zwölf 
Monaten über das Ende seiner Amtsperiode hinaus. 3Wiederwahl ist 
zulässig. 4Das Amt eines Mitglieds des Vermittlungsausschusses, 
welches gleichzeitig Mitglied der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion ist, erlischt mit seinem Ausscheiden aus dieser. 5Bei vorzeitigem 
Ausscheiden findet für den Rest der Amtsperiode eine Nachwahl statt. 
6Dazu gilt das Verfahren nach Absatz 1 bzw. Absatz 3.“ 
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19. § 17 wird wie folgt geändert:  

Die Angabe „§ 2 Abs. 1“ wird durch „§ 3 Abs. 1“ und die Wörter „Zent-
ralen Kommission“ werden durch „Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission“ ersetzt. Nach den Wörtern „mindestens die Hälfte der 
Mitglieder dem Beschluss zugestimmt“ wird „haben“ durch „hat“ 
ersetzt. Nach dem Wort „Vorsitzende“ werden die Wörter „der Zentra-
len Arbeitsrechtlichen Kommission“ eingefügt.  

 
20. § 18 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 18 Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss 

(1)  1Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermittlungsausschusses 
erfolgen auf Veranlassung der beiden Vorsitzenden des Vermittlungs-
ausschusses. 2Für jedes Vermittlungsverfahren wird jeweils zu Beginn 
des Verfahrens einvernehmlich von den Mitgliedern festgelegt, 
welcher/ welche der beiden Vorsitzenden die Sitzung nach pflicht-
gemäßem Ermessen leitet und welcher/ welche unterstützend teil-
nimmt. 3Kommt keine solche einvernehmliche Festlegung zustande, 
entscheidet das Los. 4Der/ die leitende Vorsitzende kann im Beneh-
men mit dem weiteren Vorsitzenden Sachverständige hinzuziehen. 

(2)  1Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermittlungsausschuss 
einen gemeinsamen Vermittlungsvorschlag. 2Der Vermittlungs-
ausschuss entscheidet mit einer Mehrheit von mindestens vier 
Stimmen über den Vermittlungsvorschlag. 3Eine Stimmenthaltung ist 
nicht zulässig. 4Bei der Abstimmung haben die beiden Vorsitzenden 
gemeinsam nur eine Stimme. 5Sollten beide Vorsitzende sich nicht auf 
einen Vermittlungsvorschlag einigen können, erklären sie das Verfah-
ren für beendet. 

(3)  Das Vermittlungsverfahren soll spätestens zwölf Wochen nach Anru-
fung des Vermittlungsausschusses mit einem Vermittlungsvorschlag 
oder mit der Feststellung abgeschlossen werden, keinen Vermittlungs-
vorschlag unterbreiten zu können. 

(4)  1Der Vermittlungsausschuss kann im Einvernehmen mit den beiden 
Vorsitzenden die Verbindung verschiedener Vermittlungsverfahren 
beschließen, wenn die Verfahrensgegenstände in sachlichem oder 
rechtlichem Zusammenhang stehen. 2Nach der Verbindung ist 
entsprechend Absatz 1 ein leitender Vorsitzender/ eine leitende 
Vorsitzende zu bestimmen, wenn kein solcher/ keine solche nach § 18 
gewählt ist. 

(5)  Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich. 
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(6)  1Scheidet der/ die leitende Vorsitzende während des Verfahrens aus 
dem Amt aus oder ist er/ sie dauerhaft krankheitsbedingt oder aus 
anderen Gründen an der Wahrnehmung des Amtes verhindert, wird 
der/ die andere leitender/ leitende Vorsitzender/ Vorsitzende. 2Die 
dauerhafte Verhinderung ist durch den/ die Vorsitzenden/ Vorsitzende 
und den/ die stellvertretenden/ stellvertretende Vorsitzenden/ Vorsit-
zende festzustellen. 3Scheidet einer/ eine der beiden Vorsitzenden aus 
dem Amt aus bzw. ist einer/ eine der beiden Vorsitzenden dauerhaft 
verhindert, so hat binnen einer Frist von drei Monaten ab dem Zeit-
punkt des Ausscheidens bzw. ab dem Zeitpunkt der Feststellung der 
dauerhaften Erkrankung oder Verhinderung eine Neuwahl zu erfolgen. 
4Solange ruht das Verfahren. 5Eine Neuwahl für den Rest der Amts-
periode findet auch dann statt, wenn der/ die Vorsitzende im Sinne des 
§ 16 Abs. 1 S. 4 aus dem Amt ausgeschieden ist oder dauerhaft 
verhindert ist.“ 

 
21. § 19 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 19 Verfahren zur ersetzenden Entscheidung 

(1)  1Stimmt die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission im Falle des § 18 
dem Vermittlungsvorschlag nicht mit mindestens drei Vierteln der 
Gesamtheit ihrer Mitglieder innerhalb einer Frist von zwölf Wochen zu 
oder entscheidet die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission nicht 
gemäß § 10 Abs. 7 oder 8 selbst über die Angelegenheit, hat sich der 
Vermittlungsausschuss erneut mit der Angelegenheit zu befassen, 
wenn mindestens die Hälfte der Gesamtzahl der Mitglieder der Zent-
ralen Arbeitsrechtlichen Kommission dies beantragt. 2Das Verfahren 
ist nicht öffentlich. 

(2)  1Der Vermittlungsausschuss entscheidet mit einer Mehrheit von 
mindestens vier Stimmen über den Vermittlungsvorschlag. 2Eine 
Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 3Die beiden Vorsitzenden haben 
gemeinsam nur eine Stimme. 4Der Vermittlungsspruch (ersetzende 
Entscheidung) tritt an die Stelle eines Beschlusses der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission. 5Er wird durch die Geschäftsführung 
den Diözesanbischöfen zur Inkraftsetzung gemäß § 13 vorgelegt. 6Die 
Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission setzt 
die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission unverzüglich über die erset-
zende Entscheidung, die den Diözesanbischöfen zugeleitet wird, in 
Kenntnis. 

(3)  Das Verfahren zur ersetzenden Entscheidung soll spätestens acht 
Wochen nach erneuter Anrufung des Vermittlungsausschusses mit 
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einer ersetzenden Entscheidung oder mit der Feststellung abgeschlos-
sen werden, dass keine ersetzende Entscheidung unterbreitet wird.“ 

 
22. Der bisherige § 9 wird zu § 20 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 20 Freistellung 

1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, die im kirch-
lichen Dienst stehen, sind zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufga-
ben im notwendigen Umfang von der dienstlichen Tätigkeit freizustellen, 
insbesondere für die Teilnahme an den Sitzungen der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission, des Arbeitsrechtsausschusses und der sonstigen 
Ausschüsse sowie für deren Vorbereitung. 2Zu den Aufgaben gehört auch 
die Pflege einer angemessenen Rückbindung zu denen, die sie repräsentie-
ren. 3Die Freistellung beinhaltet den Anspruch auf Reduzierung der übertra-
genen Aufgaben.“ 
 
23. Der bisherige § 10 wird zu § 21 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 21 Beratung 

1Den Seiten werden zur Beratung im notwendigen Umfang durch den 
Verband der Diözesen Deutschlands entweder eine sachkundige Person 
oder die für eine Beratung durch Honorarkräfte erforderlichen Mittel zur 
Verfügung gestellt. 2Der Berater/ die Beraterin ist nicht Mitglied der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission, kann jedoch an den Sitzungen der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission und deren Ausschüsse teilnehmen. 3Die 
Teilnahme ist auf einen Berater/ eine Beraterin pro Seite beschränkt.“ 
 
24. § 22 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 22 Kosten 

(1) 1Für die Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, des 
Arbeitsrechtsausschusses, der anderen Ausschüsse sowie für die 
laufende Geschäftsführung und die Beratung der Vertreter/ Vertrete-
rinnen der Dienstnehmer sowie der Dienstgeber im Sinne des § 21 
trägt der Verband der Diözesen Deutschlands im erforderlichen 
Umfang die notwendigen Kosten für Raum, Geschäftsbedarf und 
Personalkräfte. 2Zu den notwendigen Kosten gehören auch die Kosten 
für Unterbringung und Verpflegung. 3Der Verband der Diözesen 
Deutschlands trägt auch die durch die Freistellung gemäß § 20 dem 
jeweiligen kirchlichen Dienstgeber entstehenden Personalkosten. 

(2)  1Im Übrigen tragen für Mitglieder, die dem verfasst-kirchlichen Bereich 
angehören, die jeweilige (Erz-)Diözese, für Mitglieder aus dem Bereich 
der Caritas der Deutsche Caritasverband die Fahrtkosten sowie ggf. 
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Tagegelder. 2Für die entsandten Vertreter/ Vertreterinnen der Gewerk-
schaft trägt die jeweilige Gewerkschaft die Fahrtkosten sowie ggf. 
Tagegelder.  

(3)  1Dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden 
des Vermittlungsausschusses kann eine Aufwandsentschädigung 
oder eine Vergütung gewährt werden. 2Die Kosten hierfür trägt der 
Verband der Diözesen Deutschlands. 3Er trägt für diese Personen 
auch die während ihrer Amtsausübung anfallenden notwendigen 
Reisekosten. 4Das Nähere kann in einer Entschädigungsordnung 
geregelt werden.“ 

 
25. Die bisherigen §§ 20, 21 entfallen. 
 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Änderungsgesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 2023 in Kraft.  
 
 
Dresden, den 20. Januar 2023 
 
       LS 

gez. + Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

2 0 .  D E K R E T  – Inkraftsetzung des Beschlusses der 
Bundeskommission des deutschen Caritasverbandes 
vom 20. Oktober 2022 

 
Die Bundeskommission beschließt: 

A. 
 
Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst  
 
I. Änderungen in Anlage 33 zu den AVR  
 
1. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die Anmerkung Nr. 1 der 

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis 
S 18 neu gefasst:  
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„a) 1Mitarbeiter, denen entsprechende Tätigkeiten als Praxisanleiter in 
der Ausbildung von Erziehern, von Kinderpflegern, von Sozialassisten-
ten, von Heilerziehungspflegern oder von Heilerziehungspflegehelfern 
übertragen sind und die die übertragene Tätigkeit mit einem zeitlichen 
Anteil von mindestens 15 Prozent an ihrer Gesamttätigkeit ausüben, 
erhalten ab dem 1. Januar 2023 für die Dauer dieser Tätigkeit eine 
Zulage in Höhe von 70,00 Euro monatlich. 2Die Zulage wird nur für 
Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiter einen Anspruch auf Dienst-
bezüge oder Fortzahlung der Dienstbezüge (§ 10 AT, Abschnitt XII 
Absätze a) und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, § 2 Abs. 3 Satz 1 
der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) haben. 

b) 1Mitarbeiter nach Absatz a) Satz 1, die an mindestens einem Tag 
zwischen dem 1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf 
Dienstbezüge haben, erhalten eine Einmalzahlung in Höhe von 490 
Euro, die spätestens bis zum 31. März 2023 ausgezahlt wird. 2§ 12a 
der Anlage 33 findet Anwendung. 3Der Anspruch nach Satz 1 vermin-
dert sich um ein Sechstel für jeden Kalendermonat im Zeitraum Juli bis 
Dezember 2022, in dem der Mitarbeiter nicht mindestens an einem Tag 
Anspruch auf Dienstbezüge hat und Anspruch auf die Praxisanleiter-
zulage gehabt hätte. 4Anspruch auf Dienstbezüge im Sinne des Satzes 
3 sind hier auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in 
§ 10 AT, in Abschnitt XII Absätze a) und b) der Anlage 1, in § 2 der 
Anlage 14, in § 2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33 und in § 16 der Anlage 
33 genannten Ereignisse sowie der Anspruch auf Krankengeld-
zuschuss aus Abschnitt XII Absatz c Satz 1 der Anlage 1, auch wenn 
dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherers nicht 
gezahlt wird. 5Einem Anspruch auf Dienstbezüge gleichgestellt ist der 
Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender 
gesetzlicher Leistungen und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG 
oder § 24i SGB V.“ 

 
2. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR werden die Entgeltgruppen 

wie folgt ergänzt: 

Die Entgeltgruppen S 7, S 8a, S 8b, S 9, S 10, S 11a, S 13, S 15 
Fallgruppen 8 bis 12, S 16 Fallgruppen 5 bis 10, S 17 Fallgruppen 4 
und 10 bis 13, S 18 Fallgruppen 5 bis 7 werden jeweils um die Hoch-
ziffer (Anmerkung) 1 ergänzt.  

3. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 12b ergänzt: 

„§ 12b Einmalzahlung 2022 
1Vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter, die in einer der Entgeltgruppen S 2 
bis S 11a eingruppiert sind und die an mindestens einem Tag zwischen 
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dem 1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf Dienst-
bezüge haben, erhalten eine Einmalzahlung in Höhe von 910,00 Euro. 
2Vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter, die in Entgeltgruppe S 11b, S 12 Ziffer 
1, S 14, oder S 15 Ziffer 7 eingruppiert sind und die an mindestens 
einem Tag zwischen dem 1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 
Anspruch auf Dienstbezüge haben, erhalten eine Einmalzahlung in 
Höhe von 1.240,00 Euro.  

3§ 12a der Anlage 33 findet Anwendung. 4Der Anspruch nach Sätzen 
1 und 2 vermindert sich um ein Sechstel für jeden Kalendermonat im 
Zeitraum Juli bis Dezember 2022, in dem der Mitarbeiter nicht mindes-
tens an einem Tag Anspruch auf Dienstbezüge hat. 5Anspruch auf 
Dienstbezüge im Sinne des Satzes 4 sind hier auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 10 AT, in Abschnitt XII Absätze 
a) und b) der Anlage 1, in § 2 der Anlage 14, in § 2 Abs. 3 Satz 1 der 
Anlage 33 und in § 16 der Anlage 33 genannten Ereignisse sowie der 
Anspruch auf Krankengeldzuschuss aus Abschnitt XII Absatz c Satz 1 
der Anlage 1, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen 
des Sozialversicherers nicht gezahlt wird. 6Einem Anspruch auf Dienst-
bezüge gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB 
V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen und Leistungen nach 
§§ 18 bis 20 MuSchG oder § 24i SGB V. 7Die Auszahlung erfolgt 
spätestens bis zum 31. März 2023.“ 

 
4. In § 11 der Anlage 33 zu den AVR wird nach Absatz 4 folgender neuer 

Absatz 5 eingefügt: 

„(5) 1Mitarbeiter, die in einer der Entgeltgruppen S 2 bis S 11a eingrup-
piert sind, erhalten ab dem 1. Januar 2023 eine monatliche SuE-
Zulage in Höhe von 130,00 Euro. 2Mitarbeiter, die in den Entgeltgruppe 
S 11b, S 12 bei Tätigkeiten der Ziffer 1, S 14, oder S 15 bei Tätigkeiten 
der Ziffer 7 eingruppiert sind, erhalten ab dem 1. Januar 2023 eine 
monatliche SuE-Zulage in Höhe von 180,00 Euro. 3Die Zulage wird nur 
für Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiter einen Anspruch auf Entgelt 
oder Fortzahlung des Entgelts haben.“ 

 
5. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 19a ergänzt: 

„§ 19a Regenerationstage 2022 
1Mitarbeiter, die nach Anhang B der Anlage 33 eingruppiert sind, 
haben im Kalenderjahr 2022 bei Verteilung der wöchentlichen Arbeits-
zeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche Anspruch auf zwei Arbeitstage 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts (Dienstbezüge) und 
der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen (Regenerationstage). 
2Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf Tagen in der 
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Woche erbracht, vermindert sich der Anspruch auf die Regenerations-
tage entsprechend. 3Maßgeblich für die Verminderung nach Satz 2 
sind die jeweiligen Verhältnisse zum Zeitpunkt der Antragstellung nach 
Abs. 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum zwischen der Antrag-
stellung und dem gewährten Regenerationstag die Verteilung der 
wöchentlichen Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der Anspruch 
auf die Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt bei den Berech-
nungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens einen 
halben Regenerationstag ergibt, wird er auf einen vollen Regenerati-
onstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Regene-
rationstag bleiben unberücksichtigt. 6Die Regenerationstage für das 
Kalenderjahr 2022 verfallen spätestens am 30. September 2023.  

Anmerkung zu Satz 1:  
1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerationstag, wenn in dem 
Kalenderjahr nicht für mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf 
Entgelt bestanden hat. 2Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satz 1 sind 
hier auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung (§ 10 AT, Abschnitt XII 
Absätze a) und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, § 2 Abs. 3 Satz 1 
der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) und der Anspruch auf Kranken-
geldzuschuss, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen 
des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch 
auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 
SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach 
§ 56 lfSG, Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG 
oder nach § 24i SGB V. 

Anmerkung zu § 19a:  
Bei den Regenerationstagen handelt es sich nicht um Urlaubs-
/Zusatzurlaubstage.“ 

 
6. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 19 ergänzt: 

 „§ 19 Regenerationstage/Umwandlungstage  
(1) 1Mitarbeiter, die nach Anhang B der Anlage 33 eingruppiert sind, 
haben ab dem Kalenderjahr 2023 bei Verteilung der wöchentlichen 
Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche Anspruch auf zwei 
Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts (Dienst-
bezüge) und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen (Regenera-
tionstage). 2Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf 
Tagen in der Woche erbracht, vermindert sich der Anspruch auf die 
Regenerationstage entsprechend. 3Maßgeblich für die Verminderung 
nach Satz 2 sind die jeweiligen Verhältnisse zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung nach Abs. 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum zwischen der 
Antragstellung und dem gewährten Regenerationstag die Verteilung 
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der wöchentlichen Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der 
Anspruch auf die Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt bei den 
Berechnungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens 
einen halben Regenerationstag ergibt, wird er auf einen vollen Rege-
nerationstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben 
Regenerationstag bleiben unberücksichtigt.  

Anmerkung zu Satz 1:  
1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerationstag, wenn in dem 
Kalenderjahr nicht für mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf 
Entgelt bestanden hat. 2Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satz 1 sind 
hier auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung (§ 10 AT, Abschnitt XII 
Absätze a) und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, § 2 Abs. 3 Satz 1 
der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) und der Anspruch auf Kranken-
geldzuschuss, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen 
des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch 
auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach  
§ 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leistungen 
nach § 56 lfSG, Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 
MuSchG oder nach § 24i SGB V. 

(2) 1Bei der Festlegung der Lage der Regenerationstage sind die 
Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, sofern dem keine 
dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 2Der 
Mitarbeiter hat den/die Regenerationstag/e spätestens vier Wochen 
vor dem gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegen-
über dem Dienstgeber geltend zu machen. 3Der Dienstgeber entschei-
det über die Gewährung der Regenerationstage bis spätestens zwei 
Wochen vor diesen und teilt dies dem Mitarbeiter in Textform mit. 4Im 
gegenseitigen Einvernehmen ist unter Berücksichtigung der aktuellen 
dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von den Sätzen 2 
und 3 auch eine kurzfristige Gewährung von Regenerationstagen 
möglich. 5Regenerationstage, für die im laufenden Kalenderjahr keine 
Arbeitsbefreiung nach Satz 1 erfolgt ist, verfallen. 6Abweichend von 
Satz 5 verfallen Regenerationstage, die wegen dringender betriebli-
cher/dienstlicher Gründe im laufenden Kalenderjahr nicht gewährt 
worden sind, spätestens am 30. September des Folgejahres.  

(3) 1Mitarbeiter, die Anspruch auf eine monatliche SuE-Zulage gemäß 
§ 11 Abs. 5 haben, können bis zum 31. Oktober des laufenden Kalen-
derjahres in Textform geltend machen, statt der ihnen zustehenden 
SuE-Zulage im Folgejahr bis zu zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung 
unter Fortzahlung des Entgelts (Dienstbezüge) und der in Monats-
beträgen festgelegten Zulagen in Anspruch zu nehmen (Umwand-
lungstage). 2Mitarbeiter, die erstmalig einen Anspruch auf eine SuE-
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Zulage gemäß § 11 Abs. 5 erwerben, können nach Ablauf von drei 
Kalendermonaten nach Aufnahme des Dienstverhältnisses 
(Neubegründung des Dienstverhältnisses oder Tätigkeitswechsel) die 
Geltendmachung der Umwandlungstage für das laufende Kalender-
jahr erklären. 3Die SuE-Zulage wird jeweils nach der erfolgten Arbeits-
befreiung gekürzt. 4Der Kürzungsbetrag ergibt sich aus dem individuell 
ermittelten Stundenentgelt bezogen auf die an dem Umwandlungstag 
dienstplanmäßig bzw. betrieblich festgelegten Arbeitsstunden. 
5Besteht zum Zeitpunkt der Beantragung kein Dienstplan bzw. keine 
betrieblich festgelegte Arbeitszeit, so ist die an dem Umwandlungstag 
zu leistende Arbeitszeit dadurch zu ermitteln, dass die arbeitsvertrag-
lich vereinbarte regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeits-
zeit durch die Anzahl der Arbeitstage zu teilen ist, die der Mitarbeiter 
in der Woche zu leisten hat, in der der Umwandlungstag liegt. 6Der 
Mitarbeiter hat den/die Umwandlungstag/e spätestens vier Wochen 
vor dem gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegen-
über dem Dienstgeber geltend zu machen. 7Der Dienstgeber entschei-
det über die Gewährung der Umwandlungstage bis spätestens zwei 
Wochen vor diesen und teilt dies der/dem Beschäftigten in Textform 
mit. 8Bei der Festlegung der Lage der Umwandlungstage sind die 
Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, sofern dem keine drin-
genden dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 9Im 
gegenseitigen Einvernehmen ist unter Berücksichtigung der aktuellen 
dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von den Sätzen 6 
und 7 auch eine kurzfristige Gewährung von Umwandlungstagen 
möglich. 10Eine im Vorjahr nach Satz 1 oder im laufenden Kalenderjahr 
nach Satz 2 beantragte Umwandlung der SuE-Zulage wirkt längstens 
bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres.  

Anmerkung zu Abs. 3 Satz 1: 
Eine Umwandlung der SuE-Zulage ist erstmals für das Jahr 2024 
möglich. 

Anmerkung zu Abs. 3 Satz 4: 
Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die in 
Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile durch das 4,348-
fache der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu teilen. 

Anmerkung zu § 19:  
Bei den Regenerations- und Umwandlungstagen handelt es sich nicht 
um Urlaubs-/ Zusatzurlaubstage.“ 
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II. Änderungen in Anlage 1 zu den AVR  
 
1. Abschnitt VIIa der Anlage 1 zu den AVR wird mit Wirkung zum  

1. Januar 2023 wie folgt neu gefasst: 
 

„VIIa Wohn- und Werkstattzulage 
(a) 1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 sowie Mitarbeiter, die 
aufgrund eines Bewährungsaufstieges aus Vergütungsgruppe 3 in 
Vergütungsgruppe 2 eingruppiert sind und Mitarbeiter in den Entgelt-
gruppen S 2 bis S 18 der Anlage 33, erhalten für die Dauer der Tätig-
keit in einer besonderen Wohnform (insbesondere stationäre Einrich-
tungen, Wohngruppen für Menschen mit Behinderung im Sinne von 
SGB IX, Kinder- und Jugendwohnheimen oder vergleichbaren Einrich-
tungen [Heim]) oder in der ambulant unterstützten Einzel- oder 
Gruppenbetreuung, wenn diese als Präsenzleistung durchgängig für 
24 Stunden täglich erfolgt, oder in der Heimerziehung nach § 34 SGB 
VIII eine Zulage in Höhe von 100,00 Euro monatlich, wenn dort ein 
überwiegender Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- 
oder Betreuungsbedarf untergebracht ist bzw. betreut wird. 2Voraus-
setzung ist, dass die Mitarbeiter in der Pflege, Betreuung, Erziehung 
oder heilpädagogisch-therapeutischen Behandlung tätig sind. 3Über-
wiegt der Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- oder 
Betreuungsbedarf nicht, beträgt die Zulage 50,00 Euro monatlich. 

b) 1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 sowie Mitarbeiter, die 
aufgrund eines Bewährungsaufstieges aus Vergütungsgruppe 3 in 
Vergütungsgruppe 2 eingruppiert sind und Mitarbeiter in den Entgelt-
gruppen S 2 bis S 18 der Anlage 33 
1. in Ausbildungs- oder Berufsbildungsstätten oder Berufsförderungs-
werkstätten 
2. oder in Werkstätten für Menschen mit Behinderung 
erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit in der beruflichen Anlei-
tung/Ausbildung oder im begleitenden sozialen Dienst eine monatliche 
Zulage von 65,00 Euro. 
2Die Zulage erhalten auch Mitarbeiter in Versorgungsbetrieben für die 
Dauer ihrer Tätigkeit, wenn sie in der beruflichen Anleitung/Ausbildung 
von Menschen mit Behinderungen tätig sind. 

(c) 1Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, für die Dienstbezüge 
(Vergütung, Urlaubsvergütung, Krankenbezüge) zustehen. 2Sie ist bei 
der Bemessung der Zuwendungen im Todesfall (Abschnitt XV der 
Anlage 1) und des Übergangsgeldes (Anlage 15) zu berücksichtigen. 

 
2. In Anlage 1 zu den AVR wird ein neuer Abschnitt VIIb eingefügt:  
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„VIIb Einmalzahlung Wohn- und Werkstattzulage 
1Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absätze a) und b) der Anlage 1, die 
an mindestens einem Tag zwischen dem 1. Juli 2022 und dem 31. 
Dezember 2022 Anspruch auf Dienstbezüge haben, erhalten eine 
Einmalzahlung, die spätestens bis zum 31. März 2023 ausgezahlt 
wird. 2Die Einmalzahlung beträgt für 

a) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz a) Satz 1 der Anlage 
1  270,00 Euro 
b) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz a) Satz 3 der Anlage 
1  135,00 Euro 
c) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz b) der Anlage 1 
 170,00 Euro. 

3Abschnitt IIa der Anlage 1 sowie § 12a der Anlage 33 finden Anwen-
dung. 4Der Anspruch nach Sätzen 1 und 2 vermindert sich um ein 
Sechstel für jeden Kalendermonat im Zeitraum Juli bis Dezember 
2022, in dem der Mitarbeiter nicht mindestens an einem Tag Anspruch 
auf Dienstbezüge hat. 5Anspruch auf Dienstbezüge im Sinne des 
Satzes 4 sind hier auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus 
Anlass der in § 10 AT, in Abschnitt XII Absätze a) und b) der Anlage 1, 
in § 3 Absatz 2 Satz 2 der Anlage 5, in § 2 und § 4 der Anlage 14, in § 
2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33 und in § 16 der Anlage 33 genannten 
Ereignisse sowie der Anspruch auf Krankengeldzuschuss aus 
Abschnitt XII Absatz c Satz 1 der Anlage 1, auch wenn dieser wegen 
der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherers nicht gezahlt wird. 
6Einem Anspruch auf Dienstbezüge gleichgestellt ist der Bezug von 
Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher 
Leistungen und der Bezug von Leistungen nach §§ 18 - 20 MuSchG 
oder § 24i SGB V.“ 

 
III. Inkrafttreten  
 

Die Änderungen treten zum 20. Oktober 2022 in Kraft. 
 
 
Teil II: Eingruppierung von Betreuungskräften / Anlage 22 zu den AVR  
 
I. Eingruppierung von Betreuungskräften  
 
1. In Anlage 2 zu den AVR werden die Ziffern 18 und 19 der Vergütungs-

gruppe 10 wie folgt neu gefasst: 
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„18 Betreuungskräfte in der ambulanten Pflege mit Tätigkeiten zur 
Unterstützung im Alltag, soweit sie im Rahmen der von ihnen auszu-
übenden Tätigkeiten in einem Umfang von mindestens 25 Prozent 
ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und 
Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, 
betreuend oder pflegend tätig werden 144, 145, 146, 147, 148, 149. 150“ 

„19 Betreuungskräfte mit Tätigkeiten in der Betreuung und Aktivierung 
in stationären Pflegeeinrichtungen, soweit sie im Rahmen der von 
ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang von mindestens 25 
Prozent ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen 
und Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, 
betreuend oder pflegend tätig werden 144, 145, 146, 147, 148, 149,150“ 

2. In der Anlage 2 zu den AVR werden den Anmerkungen zu den Tätig-
keitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 bis 12 die neuen Hochzif-
fern 148,149,150, 151 hinzugefügt: 

„148 Abweichend von Abschnitt III § 1 Absatz a) der Anlage 1 ist für 
Betreuungskräfte in Vergütungsgruppe 10 Ziffern 18 und 19 die Stufe 
4 Einstiegsstufe. 

149 Das Tätigkeitsmerkmal wird z.B. erfüllt von Betreuungskräften in 
Angeboten nach § 45a SGB XI oder Betreuungskräften in Pflege-
einrichtungen i. S. d. § 43b SGB XI. Das Tätigkeitsmerkmal ist auch 
erfüllt bei Mitarbeitern in der Verwaltung, Haustechnik, Küche, haus-
wirtschaftlichen Versorgung, Gebäudereinigung, Empfangs- und 
Sicherheitsdienst, Garten- und Geländepflege, Wäscherei sowie 
Logistik, soweit sie im Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätigkei-
ten in einem Umfang von mindestens 25 Prozent ihrer vereinbarten 
Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und Beziehern von Pflege-
leistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder pflegend 
tätig werden. 

150 Mitarbeiter die im Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätigkei-
ten in einem Umfang von mindestens 25 Prozent ihrer vereinbarten 
Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und Beziehern von Pflege-
leistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder pflegend 
tätig werden, erhalten ab 1. November 2022 eine Zulage in Höhe von 
monatlich 120 Euro. Die Zulage ist bis zum 31. Dezember 2024 befris-
tet. 

151 Soweit Mitarbeiter in dieser Ziffer im Rahmen der von ihnen aus-
zuübenden Tätigkeiten in einem Umfang von mindestens 25 Prozent 
ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und 
Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, 
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betreuend oder pflegend tätig werden, erfolgt die Eingruppierung in 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 18 oder 19.“ 

3. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Hochziffer 145 wie folgt neu 
gefasst: 

145 1Die Bestimmungen der Anlage 1 Abschnitt V finden keine Anwen-
dung. 2Für Betreuungskräfte, auf die am 31. Dezember 2018 die 
Bestimmungen der Anlage 1 Abschnitt V Anwendung finden, verbleibt 
es bei dieser Anwendung. 3Für Mitarbeiter, auf die am 31. Oktober 
2022 die Bestimmungen der Anlage 1 Abschnitt V Anwendung finden, 
verbleibt es bei dieser Anwendung. 

4. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Befristung in der Anmerkung mit 
der Hochziffer 146 wie folgt geändert: 

„146 Diese Eingruppierung tritt [in der neuen Fassung] zum 1. Novem-
ber 2022 in Kraft und ist bis zum 31. Dezember 2024 befristet.“ 

5. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Anmerkung mit der Hochziffer 
147 wie folgt geändert: 

„147 Für Betreuungskräfte, die am 31. Dezember 2018 bzw. am 31. 
Oktober 2022 höher eingruppiert sind, verbleibt es bei der höheren 
Eingruppierung.“  

6. In der Anlage 2 zu den AVR wird in der Vergütungsgruppe 11 Ziffer 1 
die Anmerkung mit der Hochziffer 151 hinzugefügt: 

„1 Hauswirtschaftliche, gärtnerische und landwirtschaftliche Hilfskräfte 
sowie Reinigungskräfte 151“ 

7. In der Anlage 2 zu den AVR wird in die Anmerkung mit der Hochziffer 
150 bei Folgenden Tätigkeitsmerkmalen hinzugefügt: 

Vergütungsgruppe 9a Ziffer 2a 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 2b 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 4a 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 4b 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 8 

Vergütungsgruppe 9 Ziffer 1 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 2 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 3 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 8 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 9 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 13 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 17a 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 23 
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Vergütungsgruppe 9 Ziffer 24 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 38 

Vergütungsgruppe 10 Ziffer 1 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 2 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 6 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 6a 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 7 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 9 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 17 

8. Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in Kraft. 
 
II. Anlage 22 zu den AVR  
 
1.  Änderungen in Anlage 22 zu den AVR  

In der Anlage 22 zu den AVR wird der folgende neue § 6 eingefügt: 

„§ 6 Überleitungsregelung für Mitarbeiter nach Anlage 22  

1Die Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2022 in einem Dienstverhältnis 
stehen, das am 1. Januar 2023 fortbesteht und die am 31. Dezember 
2022 nach Anlage 22 vergütet werden, sind zum 1. Januar 2023 der 
Vergütungsgruppe nach Anlage 2 zugeordnet, in die sie gemäß 
Abschnitt I der Anlage 1 eingruppiert sind. 2Die bisher ab Beginn des 
Dienstverhältnisses zurückgelegte Zeit wird vollumfänglich auf die 
Stufenzuordnung gemäß § 1 Abschnitt III A der Anlage 1 angerechnet. 
3Die Stufenzuordnung erfolgt unter Beibehaltung der bisher zurück-
gelegten Zeit. 4Soweit vorstehend keine abweichenden Regelungen 
vorgesehen sind, finden die AVR Anwendung.“ 

2.  Inkrafttreten  

Die Änderungen treten zum 1. November 2022 in Kraft. 
 
 
Teil III: Korrekturen zum Ärztebeschluss 2022 
 
I. § 4 Abs. 4 der Anlage 30 zu den AVR (Arbeit an Sonn- und Feiertagen 

sowie an Wochenenden) wird wie folgt geändert: 

1. Satz 3 wird wie folgt neu gefasst: „Die Arbeitsleistung an einem 
Wochenende wird jeweils dem Kalendermonat zugeordnet, in dem sie 
begonnen hat.“ 
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2. Satz 6 wird wie folgt neu gefasst: „Dies gilt nicht für Arbeits-
leistungen, die an dem ersten weiteren Wochenende im Kalender-
vierteljahr (Satz 2) erbracht worden sind.“ 
3. Satz 8 wird wie folgt neu gefasst: „Jedenfalls ein freies Wochen-
ende pro Kalendermonat ist zu gewährleisten.“ 
4. Nach Satz 8 wird folgender neuer Satz 9 angefügt: „Gewährte 
freie Wochenenden werden jeweils dem Kalendermonat ihres Beginns 
zugeordnet.“ 

II. § 6 Abs. 12 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt neu gefasst: 

„(12) 1Bei vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten, die sowohl 
Bereitschaftsdienst als auch Rufbereitschaft leisten, gilt, dass diese im 
Kalendermonat  
bei einem Bereitschaftsdienst höchstens noch zu zehn Rufbereitschaf-
ten,  
bei zwei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu sieben Rufbereit-
schaften,  
bei drei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu vier Rufbereit-
schaften und  
bei vier Bereitschaftsdiensten zu keiner Rufbereitschaft  
sowie  
bei bis zu vier Rufbereitschaften höchstens noch zu drei Bereitschafts-
diensten,  
bei mehr als vier bis zu sieben Rufbereitschaften höchstens noch zu 
zwei Bereitschaftsdiensten,  
bei mehr als sieben bis zu zehn Rufbereitschaften höchstens noch zu 
einem Bereitschaftsdienst und  
bei mehr als zehn Rufbereitschaften zu keinem Bereitschaftsdienst 
herangezogen werden dürfen. 2Bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und 
Ärzten ist das Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnitt-
lichen regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit 
vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und Ärzten zu berück-
sichtigen. 3§ 6 Abs. 10 Sätze 2 und 3 sowie § 6 Abs. 8 Satz 5 gelten 
entsprechend. 4Für über die Anzahl nach den Sätzen 1 oder 2 hinaus 
angeordnete Bereitschaftsdienste oder Rufbereitschaften gelten die 
jeweils einschlägige Bewertungsregelung (§ 8 Abs. 3 Sätze 4 bis 6) 
oder Zuschlagsregelung (§ 7 Abs. 3 Sätze 10 bis 12).“ 

III. Die Anmerkung 2 zu § 6 Abs. 12 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt 
neu gefasst: 

„2. 1Die zulässige Anzahl gemäß § 6 Abs. 8 Satz 4 und § 6 Abs. 10 
Satz 1 gilt dann als erreicht, sofern die gegenseitige Anrechnung der 
Dienste einen Punktwert entsprechend dem Verhältnis ihrer individuell 
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vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmä-
ßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und 
Ärzten (52 Punkte) erreicht. 2Ergibt sich bei Berechnungen nach Satz 
1 ein Bruchteil von mindestens 0,5, ist er aufzurunden; Bruchteile von 
weniger als 0,5 werden abgerundet.“ 

IV. § 7 Abs. 4 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt neu gefasst: 

„(4) 1Für Inanspruchnahmen innerhalb der Rufbereitschaft in der Zeit 
zwischen 0 Uhr und 6 Uhr erhält die Ärztin/der Arzt zusätzlich zu dem 
Entgelt für Überstunden sowie etwaigen Zeitzuschlägen (§ 7 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 7 Abs. 3 Sätze 4 bis 6) einen gesonderten Zuschlag. 
2Dieser beträgt 50 Prozent des Rufbereitschaftsentgelts nach § 7 Abs. 
3 Satz 5. 3Zur Berechnung des Zuschlags nach Satz 1 sind Inan-
spruchnahmezeiten in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr von unter 
einer Stunde auf eine Stunde zu runden; überschreitet die Addition der 
Inanspruchnahmezeiten in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr die Zeit-
spanne von einer Stunde, findet keine Rundung statt. 4Der Zuschlag 
nach Satz 1 ist auf die im Folgemonat geäußerte Erklärung der Ärz-
tin/des Arztes hin im Verhältnis 1:1 bis zum Ende des dritten Kalender-
monats, der auf seine Entstehung folgt, in Freizeit auszugleichen; Satz 
1 der Anmerkung zu § 7 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d findet entsprechend 
Anwendung. 

V. § 20 der Anlage 30 zu den AVR (Kosten des Heilberufsausweises) wird 
wie folgt neu gefasst: 

„Der Dienstgeber übernimmt für die Dauer des Dienstverhältnisses die 
Kosten für den elektronischen Heilberufsausweis (eHBA) für Ärztinnen 
und Ärzte.“ 

VI. Inkrafttreten 

Die Änderung in der Ziffer V. tritt zum 1. Januar 2022 in Kraft. Die 
Änderung in der Ziffer IV. tritt zum 1. Juli 2022 in Kraft. Die Änderungen 
in den Ziffern I. bis III. treten zum 1. Januar 2023 in Kraft.  

 
Fulda, 20. Oktober 2022  

gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 
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B. 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst  

Mit diesem Beschluss zur Tarifrunde 2022 für die Anlage 33 zu den AVR 
werden Teile der Tarifeinigung für den Bereich Sozial- und Erziehungsdienst 
im Rahmen der Tarifrunde 2022 zum TVöD-B/VKA auch für den Geltungs-
bereich der Anlage 33 zu den AVR nachvollzogen. Die Änderungen betref-
fen: 

- die Praxisanleiterzulage 
- die SuE-Zulage 
- die Wohn- und Werkstattzulage und 
- die zu den Regenerationstagen. 

 
Teil II: Eingruppierung von Betreuungskräften / Anlage 22 zu den AVR  

In den Regionen West wird das Problem der Unterschreitung des Pflege-
mindestlohns von 13,70 Euro (ab 1. September 2022) in der Vergütungs-
gruppe 10 durch die Festlegung der Einstiegsstufe auf die Stufe 4 gelöst. Im 
Tarifgebiet Ost der RK Ost ist zur Verhinderung der Unterschreitung des 
Pflegemindestlohns von 13,70 Euro (ab 01.09.2022) in der Vergütungs-
gruppe 10 in der Stufe 1 jedoch ein Aufschlag von 236 Euro nötig. Diese 
Lücke lässt sich nicht allein durch die Vorweggewährung von Stufen lösen. 
Gelöst wird dieses Problem durch eine Kombination aus Stufenvorweg-
gewährung und Zulage. In der Stufe 4 bleibt z. B. noch eine Lücke von  
117 Euro, die durch eine entsprechende Zulage geschlossen wird.  

Der Beschluss zur Ergänzung der Regelungen zu den Ziffern 18 und 19 der 
Vergütungsgruppe 10 besteht auf Grund der Kombination von Stufenvor-
weggewährung und Zulage aus mehreren Elementen: 

1. Aufnahme der 25 Prozent Regelung aus § 1 Abs.4 der 5. PflegeArbbV. 

2. In Hochziffer 148 wird als Einstiegsstufe für Betreuungskräfte die Stufe 
4 festgelegt. Dieser Teil gilt durch Beschluss der Bundeskommission 
automatisch in allen Regionen. 

3. In Hochziffer 149 erfolgt eine Erläuterung des Geltungsbereichs des 
Tätigkeitsmerkmals in Ziffern 18 und 19 im Sinne des § 1 Abs. 3 und 4 
der 5. PflegeArbbV. 

4. In Hochziffer 150 wird ab 01.11.2022 eine Zulage in Höhe von 120 
Euro (mittlerer Wert) eingeführt. Die Zulage ist an die in der Pflege-
arbeitsbedingungenverordnung formulierte Voraussetzung für die 
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Erstreckung des Mindestlohns (mindestens 25 Prozent ihrer vereinbar-
ten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und Beziehern von 
Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder 
pflegend tätig)  

geknüpft. Die tatsächliche Höhe der Zulage kann dann im Rahmen der 
Bandbreite (15 Prozent) von den Regionalkommissionen im Rahmen 
von deren Regelungskompetenzen festgelegt werden. Die Zulage ist 
bis 31. Dezember 2024 befristet. 

5. In Hochziffer 151 erfolgt für die Vergütungsgruppe 11 eine Klarstellung 
der Eingruppierung in Vergütungsgruppe 10 Ziffer 18 oder 19 bei 
Vorliegen der Voraussetzungen der Hochziffer 150. Diese Beschäftig-
ten behalten einen eventuell bestehenden Anspruch auf Kinderzulage. 
Dies ist durch die Ergänzung des Satzes 3 der Hochziffer 145 geregelt. 

6. Die Hochziffer 150 (Zulage) wird bei weiteren vom Geltungsbereich der 
Zulage potentiell erfassten Ziffern der Vergütungsgruppen 9 und 10 
ergänzt. 

7. Verlängerung der Regelung um zwei Jahre bis zum 31. Dezember 
2024. 

Die Anlage 22 zu den AVR ist bis zum 31. Dezember 2022 befristet. Die 
Geltungsdauer wird nicht verlängert. Mit Auslaufen der Regelungen werden 
mit den obigen Änderungen für Mitarbeiter in Dienstverhältnissen, die am 
31. Dezember 2022 bestehen und am 1. Januar 2023 fortbestehen, Rege-
lungen zur Überleitung in die Anlage 2 zu den AVR geschaffen bezüglich der 
Zuordnung zu einer Vergütungsgruppe sowie zur vollumfänglichen Anrech-
nung der ab Beginn des Dienstverhältnisses nach § 3 der Anlage 22 in 
Vergütungsgruppe 11 Stufe 1 zurückgelegten Zeit. 
 
Teil III: Korrekturen zum Ärztebeschluss 2022 

Mit dem Beschluss werden, wie in Ziffer XIII. des Beschlusses der Bundes-
kommission vom 30. Juni 2022 vereinbart, die durch die Redaktionsverhand-
lungen zwischen der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
(VKA) und dem Marburger Bund (MB) vereinbarten Änderungen der Tarif-
einigung für die Ärztinnen und Ärzte im Rahmen der Tarifrunde 2022 zum 
TV-Ärzte/VKA auch für den Geltungsbereich der Anlage 30 zu den AVR 
nachvollzogen.  
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C. 
 

Beschlusskompetenz 

Die Änderungen nach Teil I und nach Teil III beinhalten Rechtsnormen über 
den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es 
handelt sich in Teilen auch um eine Festlegung mittlerer Werte zur Höhe der 
Vergütungsbestandteile und Arbeitszeit.  

Die Regelungen zur Stufenvorweggewährung, zur Einführung einer neuen 
Zulage und zur Überleitung der Mitarbeiter nach Anlage 22 zu den AVR (Teil 
II) sind Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 
4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung der 
Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeits-
zeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 
1 AK-Ordnung. 

Damit besteht die Kompetenz der Bundeskommission nach § 13 Abs. 1 Satz 
1 AK-Ordnung sowie nach § 13 Abs. 1 Sätze 2 und Satz 4 AK-Ordnung. 
 
 
Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 

 
Dresden, den 17. Januar 2023 
 
       LS 
Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

2 1 .  D E K R E T  – Inkraftsetzung des Beschlusses der Regio-
nalkommission Ost vom 3. November 2022 (Caritas) 

 
Änderungen der Anlagen 2 zu den AVR 

 
Die Regionalkommission Ost beschließt: 

I. Übernahme des beschlossenen mittleren Wertes/Festsetzung der 
Vergütung 

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion vom 20. Oktober 2022 zu den Betreuungskräften in VG 10 der 
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Anlage 2 zu den AVR, Neufassung der Ziffern 18 und 19 wird hinsicht-
lich des dort festgelegten mittleren Wertes (Höhe der Zulage gemäß 
Anmerkung 150 Satz 1 der Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen 
der Vergütungsgruppen 1 bis 12 der Anlage 2 zu den AVR) als Fest-
setzung für den Bereich der Regionalkommission Ost übernommen. 
Er beträgt 120,00 Euro.  

II. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in Kraft. 

 

Leipzig, den 3. November 2022 

gez. Jörg Straube 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 

Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 

Dresden, den 17. Januar 2023 
 
       LS 
gez. + Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

2 2 .  D E K R E T  – Inkraftsetzung des Beschlusses der Regio-
nalkommission Ost vom 3. November 2022 (Caritas) 

      
Änderungen der Anlagen 33 und 1 zu den AVR 

 
Die Regionalkommission Ost beschließt: 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte/Festsetzung der 
Vergütung 

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde Sozial- und Erziehungs-
dienst, Änderungen in der Anlage 33 und der Anlage 1 zu den AVR 
wird hinsichtlich aller dort beschlossenen mittleren Werte mit der Maß-
gabe übernommen, dass alle dort beschlossenen mittleren Werte in 
derselben Höhe, wie sie in Ziffern I. und II. des o. g. Beschlusses der 
Bundeskommission enthalten sind, als Werte für den Bereich der 
Regionalkommission Ost festgesetzt werden. 
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II. Antrag auf Kompetenzübertragung 

Bezugnehmend auf den Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde 
Sozial- und Erziehungsdienst, Änderungen in der Anlage 33 zu den 
AVR wird beantragt, auf die Regionalkommission Ost die Kompetenz 
zu übertragen hinsichtlich der Festlegung der Fälligkeit und der 
Konkretisierung des Auszahlungszeitraums für die im Beschluss der 
Bundeskommission vom 20. Oktober 2022 bzw. im Beschluss der 
Regionalkommission Ost vom 3. November 2022 beschlossenen 
Einmalzahlungen, so dass die Regionalkommission folgenden ergän-
zenden Beschluss fassen kann: 

Der Auszahlungszeitraum der in der Ziffer I. 3. festgelegten Einmal-
zahlung (in Höhe von 910,00 Euro für Mitarbeitende der Entgeltgrup-
pen S 2 bis S 11a und in Höhe von 1.240,00 Euro für Mitarbeitende 
der Entgeltgruppen S 11b, S 12 Ziffer 1, S 14 oder S 15 Ziffer 7 gemäß 
der nach § 12b Anlage 33 AVR jeweils geltenden Anspruchsvoraus-
setzungen) des Beschlusses der Bundeskommission der Arbeitsrecht-
lichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde Sozial- und 
Erziehungsdienst, Änderungen in der Anlage 33 und der Anlage  
1 AVR, wird dahingehend konkretisiert, dass die Einmalzahlung ab 
dem 1. Januar 2023 fällig wird und spätestens bis zum 31. März 2023 
auszuzahlen ist. Vor dem 1. Januar 2023 erfolgte Auszahlungen 
werden darauf angerechnet.  

 Für den Antrag an die Bundeskommission Antragsteller: 
 
 Jörg Straube     Ekkehardt Bösel  

Vorsitzender der     Mitglied der 
Regionalkommission Ost und  Regionalkommission Ost  
Mitglied der Bundeskommission  und der Bundeskommission 

  

III. Unter der Bedingung, dass die Kompetenzübertragung gemäß 
Ziffer II dieses Beschlusses erfolgt, beschließt die Regional-
kommission Ost folgendes: 

Der Auszahlungszeitraum der in der Ziffer I. 3. festgelegten Einmal-
zahlung (in Höhe von 910,00 Euro für Mitarbeitende der Entgeltgrup-
pen S 2 bis S 11a und in Höhe von 1.240,00 Euro für Mitarbeitende 
der Entgeltgruppen S 11b, S 12 Ziffer 1, S 14 oder S 15 Ziffer 7 gemäß 
der nach § 12b Anlage 33 AVR jeweils geltenden Anspruchsvoraus-
setzungen) des Beschlusses der Bundeskommission der Arbeitsrecht-
lichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde Sozial- und 
Erziehungsdienst, Änderungen in der Anlage 33 und der Anlage  
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1 AVR, wird dahingehend konkretisiert, dass die Einmalzahlung ab 
dem 1. Januar 2023 fällig wird und spätestens bis zum 31. März 2023 
auszuzahlen ist. Vor dem 1. Januar 2023 erfolgte Auszahlungen 
werden darauf angerechnet.  

IV. Die Regionalkommission Ost setzt einen Ausschuss ein, der 
folgenden Arbeitsauftrag erhält: 

Es soll ein Vorschlag erarbeitet werden für eine zukünftige Regelung 
zur Lösung der in den Erzbistümern Berlin und Hamburg bestehenden 
Besonderheit der Diskrepanz insbesondere zwischen den Vergütungs-
werten nach Anlage 33 zu den AVR und den besonderen Finanzie-
rungsbedingungen in den beiden Stadtstaaten, die zum Teil auf andere 
Tarifverträge abstellen (z. B. TV-L). 

Der Vorschlag wird der Regionalkommission Ost zur weiteren Bera-
tung und gegebenenfalls Beschlussfassung in der RK Ost und 
anschließend gegebenenfalls in der Bundeskommission vorgelegt.  

V. Inkrafttreten 

Ziffer I. tritt zum 20. Oktober 2022 in Kraft. Ziffern II. und IV. treten zum 
3. November 2022 in Kraft. Ziffer III. tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft.  

 
Leipzig, den 3. November 2022 
 
gez. Jörg Straube 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 
 
Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 
 
Dresden, den 17. Januar 2023 
 
       LS 
gez. + Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
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2 3 .  D E K R E T  – Inkraftsetzung des Beschlusses der Regio-
nalkommission Ost vom 16. Dezember 2022 (Caritas) 

      
Fassung des Eckpunktebeschlusses vom 19. Dezember 2019 zur 

Weiterentwicklung der Vergütung in Bezug auf das Urlaubsgeld § 7 
Abs. 1 Anlage 14 AVR 

I. Bestätigung der Werte  

Die Regionalkommission Ost bestätigt die Richtigkeit der auf der 
Grundlage ihres Eckpunktebeschlusses vom 19. Dezember 2019 
nachfolgend in Abschnitt B dieses Beschlusses wiedergegebenen 
Werte. 
 

II. Urlaubsgeld im Bereich der Regionalkommission Ost ab dem  
1. Januar 2023 

§ 7 Abs. 1 Anlage 14 AVR wird, soweit er die Regionalkommission Ost 
betrifft, wie folgt gefasst:  

(a) (RK Ost): für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der Vergü-
tungsgruppen 1 bis 5b der Anlagen 2, 2d und 2e zu den AVR  

ab 1. Januar 2023                      341,48 Euro 

(b) (RK Ost): für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der Vergü-
tungsgruppen 5c bis 12 der Anlagen 2, 2d und 2e zu den AVR 

ab 1. Januar 2023     443,90 Euro 

(c) (RK Ost): für den gemäß der Anlage 7 zu den AVR zu seiner 
Ausbildung Beschäftigten  

ab 1. Januar 2023     261,57 Euro 

 
III. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft. 

 

Freiburg, den 16. Dezember 2022 

Für die Richtigkeit: 

 
gez. Jörg Straube     gez. Martin Wessels 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost Stellv. Vorsitzender der 

Regionalkommission Ost 
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Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Mit dem Beschluss wird der Eckpunktebeschluss der Regionalkommission 
Ost vom 19. Dezember 2019 für das Urlaubsgeld ab dem 1. Januar 2023 
angewendet und die Richtigkeit der Werte bestätigt. 

 

Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 
 
Dresden, den 17. Januar 2023 
 
       LS 
gez. + Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

2 4 .  D E K R E T  – zum Durchführungsgesetz über den Kirch-
lichen Datenschutz 

 
In der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur Regelung des 
Rechtsinstruments nach § 29 Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG) im Bereich des Bistums Dresden-Meißen (§ 29-KDG-Gesetz-
DVO) (KA 129/2019) wird in Anlage 1 (zuletzt geändert zum 1. Dezember 
2021 (KA 107/2021), mit Wirkung zum 1. Dezember 2022 folgendes ergänzt: 

Die „Liste der beauftragten Unterauftragnehmer einschließlich der 
Verarbeitungsstandorte“ wird wie folgt ergänzt: 

In der Spalte „Unterauftragnehmer (Name, Rechtsform)“ wird Haneke 
Software GbR eingefügt. 

In der Spalte „Verarbeitungsstandorte“ wird eingefügt: Siegburg.  

In der Spalte „Art der Dienstleistung“ wird der Text „Verwaltung von 
Gruppen und Kreisen, Mitarbeitern und ehrenamtlich Tätigen, Erstellung von 
Dienstplänen, Verwaltung von Spenden, Kollekten und Intentionen, Raum-
planung und Vermietungen, Gottesdienstordnungen, Terminveröffentlichung 
auf der Homepage mit der Anwendung Custos, „Newsletterversand“, 
„Verwaltung von Gremien“, „Verwaltung von Gruppen Kreisen“ 
„Planung/Protokollierung von Gremiensitzungen“, „Kassenbuch“ eingefügt. 

In der Spalte „Gegenstand der Verarbeitung“ wird „Verwaltung und 
Planung Haupt- und Ehrenamt, Raum und Dienstpläne“ eingefügt. 
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Die „Auflistung der beauftragten Dienstleistungen und Kontaktdaten 
des Datenschutzbeauftragten“ wird wie folgt ergänzt: 

In der Spalte „Art und Zweck der Verarbeitung“ wird „Verwaltung von 
Gruppen und Kreisen, Mitarbeitern und ehrenamtlich Tätigen, Erstellung von 
Dienstplänen, Raumplanung und Vermietungen, Gottesdienstordnungen, 
Verwaltung von Spenden, Kollekten und Intentionen, Terminveröffentlichung 
auf der Homepage“ eingefügt. 

In die Spalte „Art der personenbezogenen Daten“ wird „Nachname, 
Vorname, Anschrift, Telefonnummer, Telefaxnummer, Mobilfunknummer, E-
Mail-Adresse, Geburtsdatum, Geburtsort, Arbeitszeit, Staatsangehörigkeit, 
Familienstand, Daten zu Kindern und Ehepartnern, Konfession, Bankverbin-
dung, Daten zur Ausbildung (Schule, Berufsausbildung, Zivildienst, Bundes-
wehr, Studium, Promotion), Daten zum bisherigen beruflichen Werdegang, 
Ehrenämter, Fotos, Geburtsort, Staatsangehörigkeit, Familienstand, Daten 
zu Kindern und Ehepartnern, Konfession, Bankverbindung, Daten zur 
Ausbildung (Schule, Berufsausbildung, Zivildienst, Bundeswehr, Studium, 
Promotion), Daten zum bisherigen beruflichen Werdegang, Ehrenämter“ 
eingefügt. 

In die Spalte „Kategorien betroffener Personen“ wird „Mitarbeiter, 
Gemeindemitglieder, Ehrenamtliche, Teilnehmer von Freizeiten und 
Bildungsveranstaltungen, Teilnehmer von Sakramentskursen, Empfänger 
von Sakramenten, Teilnehmer am Religionsunterricht, Spender, Empfänger 
von Hilfsleistungen und Spenden“ eingefügt. 
 
Dresden, den 6. Januar 2023 
 
       LS 
gez. + Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden Meißen       Notar 
 
 
 
 

gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 


